
 

  

S 24 KA 88/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Seit Inkrafttreten des § 106 Abs 5a S 8

SGB V im Jahr 2008 haben die
Prüfgremien im Rahmen der
Richtgrößenprüfung den Einwand des
Arztes, bestimmte verordnungsträchtige
Diagnosen lägen bei seinen Patienten
häufiger vor als bei der Fachgruppe, auch
zu prüfen, wenn dies nicht substantiiert
mit strukturellen Besonderheiten seiner
Praxis begründet werden kann.

Normenkette SGB V § 106 Abs 2, Abs 5a S 8

1. Instanz

Aktenzeichen S 24 KA 88/18
Datum 10.03.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 KA 30/21
Datum 23.08.2023

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts
Hannover vom 10. MÃ¤rz 2021 und der Bescheid des Beklagten vom 29.
Mai 2018 aufgehoben.

Der Beklagte wird verurteilt, Ã¼ber die Wirtschaftlichkeit der vom KlÃ¤ger
im Jahr 2013 verordneten Heilmittel unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Senats neu zu entscheiden.

Der Beklagte trÃ¤gt die Kosten beider RechtszÃ¼ge mit Ausnahme der
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Kosten der Beigeladenen, die diese selbst tragen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Der Streitwert des Berufungsverfahrens wird auf 5.000 Euro festgesetzt.

Â 

Tatbestand

Streitig ist die RechtmÃ¤Ã�igkeit einer Beratung. 

Der KlÃ¤ger nimmt als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin an der vertragsÃ¤rztlich-
hausÃ¤rztlichen Versorgung in Q. (Landkreis R.) teil. Im Jahr 2013 verordnete er â��
bei insgesamt 7.367 FÃ¤llen â�� Heilmittel iHv 222.691,53Â Euro (brutto). Im
Rahmen ihrer diesbezÃ¼glichen RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fung subtrahierte die
PrÃ¼fungsstelle Niedersachsen hiervon Praxisbesonderheiten bzw weitere
AbzÃ¼ge (Datenfehler) iHv insgesamt 6.335,06Â Euro (Mitteilung vom 28.
September 2015). AuÃ�erdem teilte sie dem KlÃ¤ger mit, danach ergebe sich noch
eine Ã�berschreitung der RichtgrÃ¶Ã�en iHv 132,77Â vH. Der KlÃ¤ger habe aber die
MÃ¶glichkeit, eine Stellungnahme abzugeben und weitere Praxisbesonderheiten
geltend zu machen.

Daraufhin beantragte der KlÃ¤ger die Anerkennung von Praxisbesonderheiten in
folgenden Indikationsgruppen des Heilmittel-Katalogs (Zweiter Teil der Heilmittel-
Richtlinien in der am 2. August 2005 in Kraft getretenen Fassung): 

â�� WS1 Â Â  (WirbelsÃ¤ulenerkrankungen mit prognostisch kurzzeitigem
Behandlungsbedarf), 

â�� WS2 Â Â  (WirbelsÃ¤ulenerkrankungen mit prognostisch lÃ¤nger dauerndem
Behandlungsbedarf ),

â�� ZN1Â Â Â Â  (ZNS-Erkrankungen einschlieÃ�lich des RÃ¼ckenmarks, lÃ¤ngstens
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs),

â�� ZN2Â Â Â Â  (ZNS-Erkrankungen einschlieÃ�lich des RÃ¼ckenmarks nach
Vollendung des 18. Lebensjahrs),

â�� LY1Â Â Â Â Â  (LymphabflussstÃ¶rungen mit prognostisch kurzzeitigem
Behandlungsbedarf),

â�� LY2Â Â Â Â Â  (LymphabflussstÃ¶rungen mit prognostisch lÃ¤nger
andauerndem Behandlungsbedarf),

â�� LY3Â Â Â Â Â  (chronische LymphabflussstÃ¶rungen bei bÃ¶sartigen
Erkrankungen),
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â�� EX2Â Â Â Â  (Verletzungen/Operationen und Erkrankungen der ExtremitÃ¤ten
und des Beckens mit prognostisch mittelfristigem Behandlungsbedarf ),

â�� EX3Â Â Â Â  (Verletzungen/Operationen und Erkrankungen der ExtremitÃ¤ten
und des Beckens mit prognostisch lÃ¤ngerem Behandlungsbedarf ),

â�� EN1Â Â Â Â  (ZNS-Erkrankungen und/oder EntwicklungsstÃ¶rungen, lÃ¤ngstens
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs ),

â�� EN2Â Â Â Â  (ZNS-Erkrankungen, nach Vollendung des 18. Lebensjahrs ),

â�� DFÂ Â Â Â Â Â  (Diabetisches FuÃ�syndrom),

â�� SP1Â Â Â Â  (StÃ¶rungen der Sprache vor Abschluss der Sprachentwicklung),

â�� SP2Â Â Â Â  (StÃ¶rungen der auditiven Wahrnehmung),

â�� SP3Â Â Â Â  (StÃ¶rungen der Artikulation/Dyslalie).

In diesen Indikationsgebieten weise er von der Fachgruppe deutlich abweichende
Fallzahlen und damit einen Mehrbedarf auf. Dies sei in der Altersstruktur in seiner
Praxis, in seiner Qualifikation als Internist, in der lÃ¤ndlichen Struktur seiner Praxis
und in dem Umstand begrÃ¼ndet, dass er eine Samstagssprechstunde abhalte.
AuÃ�erdem seien die in den Anl 1 und 2 der Vereinbarung Ã¼ber
Praxisbesonderheiten fÃ¼r Heilmittel angefÃ¼hrten Verordnungen als
Praxisbesonderheiten zu berÃ¼cksichtigen. 

Die PrÃ¼fungsstelle Niedersachsen setzte dem KlÃ¤ger gegenÃ¼ber mit Bescheid
vom 9. Dezember 2015 eine Beratung fest. Unter BerÃ¼cksichtigung von
Praxisbesonderheiten iHv 54.920,65Â Euro und â��weiteren AbzÃ¼genâ�� iHv
22.720,65Â Euro liege eine RichtgrÃ¶Ã�enÃ¼berschreitung von 56,06Â vH vor. Als
Praxisbesonderheiten im Rahmen der Mehrbedarfsberechnung seien die
IndikationsschlÃ¼ssel ZN2 und WS2 berÃ¼cksichtigt worden. GrÃ¼nde, das
Verordnungsvolumen weiter zu reduzieren und weitere Besonderheiten
anzuerkennen, lÃ¤gen nicht vor, wobei fÃ¼r die Geltendmachung von
Praxisbesonderheiten substantiierter Vortrag des zu prÃ¼fenden Arztes erforderlich
sei. Die Beratung fÃ¼hrte die PrÃ¼fungsstelle mit Schreiben vom 3.Â Februar 2016
durch.

Mit seinem am 28.Â Dezember 2015 bei der PrÃ¼fungsstelle eingegangen
Widerspruch (Schreiben vom 22.Â Dezember 2015) gegen die Festsetzung der
Beratung rÃ¼gte der KlÃ¤ger, dass die Anerkennung eines Mehrbedarfs nur fÃ¼r
die Indikationsgruppen ZN2 und WS2 willkÃ¼rlich sei, weil auch in Hinblick auf die
anderen geltend gemachten Indikationsgruppen ein Mehrbedarf vorliege. Es sei
nicht seine Aufgabe zu ergrÃ¼nden, warum wieviele kranke Menschen
ausgerechnet seine Hilfe suchten. Das VerhÃ¤ltnis seiner heilmittelbedÃ¼rftigen
Patienten werde anschaulich, wenn man die Rangliste der 25 hÃ¤ufigsten
Erkrankungen in seiner Praxis mit der Fachgruppe vergleiche. Hierzu legte er
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Statistiken der zu 1. beigeladenen KassenÃ¤rztlichen Vereinigung (KÃ�V) zu den 25
hÃ¤ufigsten Diagnosen der Fachgruppe und seiner Praxis vor. 

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 29. Mai 2018 (bzw mit
Beschluss vom 15.Â MÃ¤rz 2018) zurÃ¼ck und bestÃ¤tigte die Festsetzung einer
Beratung. Er berÃ¼cksichtigte als Entlastungen Datenfehler iHv 6.122,68Â Euro und
zuvor genehmigte Langfristverordnungen iHv 16.597,97Â Euro. Von der
Verordnungssumme wurden auÃ�erdem Praxisbesonderheiten iHv insgesamt
55.174,39Â Euro in Abzug gebracht, wovon 212,38Â Euro bereits in der
VorabprÃ¼fung berÃ¼cksichtigt worden waren und 11.683,37Â Euro auf
â��individuelle Filterâ�� gemÃ¤Ã� der Anl 3.3 der RichtgrÃ¶Ã�envereinbarung
(RGV) bzw auf Anl 1 der Vereinbarung Ã¼ber Praxisbesonderheiten fÃ¼r Heilmittel
nach Â§Â 84 AbsÂ 8 SÂ 3 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGBÂ V) entfielen. FÃ¼r
die Indikationsgebiete WS2 und ZN2 wurde ein Mehrbedarf anerkannt, weil der
KlÃ¤ger vorgetragen habe, dass sich infolge der Betreuung orthopÃ¤discher und
neurologischer Patienten in diesen Bereichen Schwerpunkte gebildet hÃ¤tten.
Deshalb wÃ¼rden viele Patienten mit WirbelsÃ¤ulenerkrankungen, insbesondere
auch Osteoporose und Morbus Bechterew, oder Erkrankungen des zentralen
Nervensystems und Zustand nach Apoplex behandelt. Weitere
Praxisbesonderheiten hÃ¤tten nicht festgestellt werden kÃ¶nnen, weil nicht
ersichtlich sei, welche GrÃ¼nde zu den erhÃ¶hten Verordnungskosten in diesen
Bereichen gefÃ¼hrt haben sollen. Der KlÃ¤ger habe diesbezÃ¼glich keinen
hinreichend plausiblen Vortrag zu einem fÃ¼r die Fachgruppe atypischen
Patientengut mit einem spezifischen Behandlungsbedarf geleistet. Da das
RichtgrÃ¶Ã�envolumen nach Ã�nderung des Â§Â 106 AbsÂ 5e SGBÂ V erstmals
Ã¼berschritten worden sei (iHv 55,78Â vH), sei lediglich eine Beratung festzusetzen
gewesen. 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 28. Juni 2018 Klage zum Sozialgericht (SG) Hannover
erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen geltend gemacht, es sei
unzutreffend, wenn ihm im Beratungsschreiben erklÃ¤rt worden sei, dass er
weniger Patienten versorgt habe als der Durchschnitt der Fachgruppe. Auch soweit
im Beratungsschreiben auf eine Ã¼berdurchschnittlich hohe Anzahl von optionalen
und ergÃ¤nzenden Heilmitteln in den Indikationsgebieten WS, ZN und EX
hingewiesen worden sei, sei dies nicht nachvollziehbar. Das MorbiditÃ¤tsrisiko sei
nicht vom KlÃ¤ger zu verantworten. Die vorgelegten Diagnoselisten zeigten im
Vergleich zur Fachgruppe bei hÃ¤ufigen Erkrankungen der genannten
IndikationsschlÃ¼ssel (wie Coxarthrose, Gonarthrose, Bandscheibenvorfall)
prozentual dreimal so viele FÃ¤lle. Im Ã�brigen verweise er auf seine Darlegungen
im Verwaltungsverfahren.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 10. MÃ¤rz 2021 abgewiesen. Die Entscheidung
des Beklagten sei auf der Grundlage einer zulÃ¤ssigerweise rÃ¼ckwirkend in Kraft
gesetzten RGV und verlÃ¤sslicher elektronischer Daten durchgefÃ¼hrt worden.
Soweit der Beklagte die von der KlÃ¤gerseite Ã¼ber den Umfang der im
angefochtenen Bescheid anerkannten Praxisbesonderheiten hinausgehend
Praxisbesonderheiten abgelehnt habe, sei dies nicht zu beanstanden. Die Vorlage
einer rein statistischen Auswertung der KÃ�V kÃ¶nne fÃ¼r sich gesehen keinen
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substantiierten Vortrag zu Praxisbesonderheiten ersetzen. Nichts anderes ergebe
sich daraus, dass der KlÃ¤ger pauschal auf die Altersstruktur und die lÃ¤ndliche
Struktur seiner Praxis, seine Qualifikation als Internist und auf seine
Samstagssprechstunde hinweise. Der erhÃ¶hte Anteil Ã¤lterer Patienten sei
regelmÃ¤Ã�ig bereits dadurch ausreichend berÃ¼cksichtigt, dass die
entsprechenden Patienten mit der fÃ¼r die Gruppe â��Râ�� vorgesehenen
hÃ¶heren RichtgrÃ¶Ã�e bewertet wÃ¼rden. Insoweit sei eine Darlegung
erforderlich, inwieweit sich der Verordnungsbedarf wesentlich anders darstellen
solle als bei â�� typischerweise ebenfalls Ã¤lteren â�� Rentnern, deren erhÃ¶hter
Bedarf bereits durch die besondere RichtgrÃ¶Ã�e fÃ¼r diese Gruppe
berÃ¼cksichtigt werde. Auch auf welche Weise und in welchem konkreten AusmaÃ�
sich die lÃ¤ndliche Struktur der Arztpraxis auf die MorbiditÃ¤t und die
Behandlungsnotwendigkeiten auswirke, sei im Verfahren nicht konkret dargelegt
worden. Der Verweis auf eine Ã¼bergroÃ�e Praxis kÃ¶nne fÃ¼r sich genommen
keine Praxisbesonderheit sein, da sich das zur VerfÃ¼gung stehende
RichtgrÃ¶Ã�envolumen bei steigenden Fallzahlen ebenfalls erhÃ¶he. Das gelte auch
fÃ¼r die vorgetragene Samstagssprechstunde, wobei nicht plausibel gemacht
worden sei, warum neben einer fÃ¼r sich gesehen unbeachtlichen ErhÃ¶hung der
Fallzahlen mit dieser zugleich eine besondere Behandlungsnotwendigkeit bestanden
haben solle. Auch die Quantifizierung der anerkannten Praxisbesonderheit
â��Behandlung orthopÃ¤discher und neurologischer Patientenâ�� sei nicht zu
beanstanden. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne dem nicht mit Erfolg entgegenhalten, der
Beklagte habe ohne nachvollziehbare ErlÃ¤uterung einen Mehrbedarf fÃ¼r die
Indikationsgebiete WS2 und ZN2 anerkannt und weiteren Mehrbedarfen trotz
vergleichbarem Vortrag die Anerkennung verweigert. Denn fÃ¼r den Beklagten
bestehe lediglich eine Pflicht zur Auseinandersetzung mit den substantiiert
vorgetragenen Praxisbesonderheiten, woran es im vorliegenden Fall fehle. 

Gegen die ihm am 29. MÃ¤rz 2021 zugestellte Entscheidung hat der KlÃ¤ger am
20.Â April 2021 Berufung bei dem Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen
eingelegt. Er rÃ¼gt die NichtberÃ¼cksichtigung von Praxisbesonderheiten in den
â�� neben den anerkannten Indikationsgebieten WS2 und ZN2 â�� von ihm
ebenfalls geltend gemachten Indikationsgebieten. Die vom Beklagten
vorgenommene Differenzierung sei nicht nachvollziehbar, zumal das SG zumindest
fÃ¼r die Praxisbesonderheit â��Behandlung orthopÃ¤discher und neurologischer
Patientenâ�� eine Quantifizierbarkeit angenommen habe. Sein Vortrag zu den
Praxisbesonderheiten sei entgegen der Auffassung des SG auch ausreichend
gewesen. Es sei nicht nachvollziehbar, was er neben den rechnerisch-prozentual
abweichenden Patientenstrukturen noch â��substantiiertâ�� hÃ¤tte vortragen
sollen. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

1. das Urteil des Sozialgerichts Hannover vom 10. MÃ¤rz 2021 und den
Bescheid des Beklagten vom 29. Mai 2018 aufzuheben,

2. den Beklagten zu verurteilen, Ã¼ber die Wirtschaftlichkeit der von ihm im
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Jahr 2013 verordneten Heilmittel unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Senats neu zu entscheiden.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Die von der Beigeladenen zu 1. gefertigten statistischen Auswertungen sowie die
pauschalen Verweise auf die Altersstruktur der Praxis, die Qualifikation als Internist
bei hausÃ¤rztlicher TÃ¤tigkeit, die lÃ¤ndliche Praxisstruktur sowie die angebotene
Samstagssprechstunde seien nicht geeignet, den Mehrbedarf des KlÃ¤gers
gegenÃ¼ber den Kollegen der Fachgruppe in den geltend gemachten
Indikationsgruppen zu erklÃ¤ren, zumal ein atypischer Bedarf mit Zahlenmaterial
hÃ¤tte dargelegt und erlÃ¤utert werden mÃ¼ssen. Nicht Ã¼berall dort, wo im
Vergleich zur Fachgruppe hÃ¶here Verordnungskosten vorlÃ¤gen, bestehe
automatisch eine Praxisbesonderheit, da hÃ¶here Verordnungskosten auch auf eine
unwirtschaftliche Verordnungsweise zurÃ¼ckzufÃ¼hren sein kÃ¶nnten. Dem stehe
auch Â§ 106 Abs 5a S 8 SGB V nicht entgegen, weil diese Vorschrift nichts am
Erfordernis substantiierten Vortrags zu Praxisbesonderheiten Ã¤ndere und dies in
der gesetzlichen Formulierung â��auf Antrag des Arztesâ�� zum Ausdruck komme.

Die Beigeladenen stellen keinen Antrag.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten verwiesen.
Die Akten sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Das erstinstanzliche
Gericht hat seine Klage zu Unrecht abgewiesen.

I. Die Klage, die sich â�� wie stets in Verfahren der vertragsÃ¤rztlichen
WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung (Bundessozialgericht , Urteil vom 9.Â MÃ¤rz 1994 â�� 6
RKa 5/92, SozR 3-2500 Â§Â 106 NrÂ 22) â�� allein gegen den Bescheid des
Beschwerdeausschusses zu richten hat, ist als Anfechtungs- und Bescheidungsklage
statthaft (vgl hierzu zuletzt: BSG, Urteil vom 14.Â Juli 2021 â��Â BÂ 6Â KA 1/20 R,
SozR 4-1500 Â§Â 141 NrÂ 4). Sie ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. 

II. Die Klage ist auch begrÃ¼ndet. Der Bescheid vom 29. Mai 2018 ist rechtswidrig
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und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. 

1. Rechtsgrundlage der RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fung ist die Regelung in Â§ 106 Abs 2 S
1 Nr 1, Abs 5a SGBÂ V (hier anzuwenden idF des GKV-Versorgungsstrukturgesetzes
vom 22.Â Dezember 2011 ). Danach wird die Wirtschaftlichkeit der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ua durch eine arztbezogene PrÃ¼fung Ã¤rztlich
verordneter Leistungen bei Ã�berschreitung der RichtgrÃ¶Ã�envolumen nach
Â§Â 84 geprÃ¼ft. GemÃ¤Ã� Â§Â 84 AbsÂ 6 SÂ 1 iVm AbsÂ 8 SÂ 1 SGBÂ V (ebenfalls
idF des GKV-VStG) vereinbaren die LandesverbÃ¤nde der Krankenkassen und die
Ersatzkassen gemeinsam und einheitlich und die KÃ�V zur Sicherstellung der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung fÃ¼r das auf das Kalenderjahr bezogene Volumen
der je Arzt verordneten Heilmittel arztgruppenspezifische fallbezogene
RichtgrÃ¶Ã�en als Durchschnittswerte unter BerÃ¼cksichtigung der nach Â§Â 84
AbsÂ 1 SÂ 1 iVm AbsÂ 8 SÂ 1 SGBÂ V getroffenen Heilmittelvereinbarung. Eine
Ã�berschreitung des RichtgrÃ¶Ã�envolumens um mehr als 15Â vH lÃ¶st gemÃ¤Ã� 
Â§Â 106 AbsÂ 5a SÂ 1 SGBÂ V regelmÃ¤Ã�ig eine darauf bezogene
WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung aus. BetrÃ¤gt die Ã�berschreitung mehr als 25Â vH,
hat der Vertragsarzt den sich aus der Ã�berschreitung des PrÃ¼fungsvolumens
ergebenden Mehraufwand den Krankenkassen zu erstatten, soweit dieser nicht
durch Praxisbesonderheiten begrÃ¼ndet ist (Â§Â 106 AbsÂ 5a SÂ 3 SGBÂ V). Bei
einer erstmaligen Ã�berschreitung dieser Grenze erfolgt eine individuelle Beratung
(Â§ 106 Abs 5e S 1 SGB V).

FÃ¼r 2013 haben die zu 1. beigeladene KÃ�V und die genannten
Kassen(verbÃ¤nde) die RGV vom 30.Â November 2012 abgeschlossen. Die
verspÃ¤tete VerÃ¶ffentlichung dieser Vereinbarung (im NiedersÃ¤chsischen
Ã�rzteblatt 2013, HeftÂ 12, SÂ 65) steht deren Anwendbarkeit nicht entgegen, auch
wenn die RichtgrÃ¶Ã�en nach Â§Â 84 AbsÂ 6 SÂ 3 iVm AbsÂ 8 SÂ 1 SGBÂ V die
VertragsÃ¤rzte bei ihren Entscheidungen Ã¼ber die Verordnungen von Heilmitteln
nach dem Wirtschaftlichkeitsgebot leiten sollen und sich aus dieser
Steuerungsfunktion die Notwendigkeit ergibt, RichtgrÃ¶Ã�en bereits vor
Jahresbeginn zu vereinbaren (BSG, Urteil vom 2.Â November 2005 â��Â BÂ 6Â KA
63/04 R, SozR 4-2500 Â§Â 106 NrÂ 11). Denn nach der Rechtsprechung des BSG 
(aaO) ist die rÃ¼ckwirkende Inkraftsetzung von RichtgrÃ¶Ã�en nur insoweit
rechtswidrig, als die neuen RichtgrÃ¶Ã�en die Rechtsposition der VertragsÃ¤rzte
verschlechtern. Dies ist vorliegend nicht der Fall, weil die RichtgrÃ¶Ã�en fÃ¼r 2013
hÃ¶her sind als die fÃ¼r das Vorjahr auf der Grundlage der RGV 2012 vom
30.Â November 2011 (verÃ¶ffentlicht im NdsÃ�Bl 2012, Heft 12, SÂ 59). So sind
fÃ¼r die hier maÃ�gebliche Fachgruppe 80/19 der Praktischen Ã�rzte /
Allgemeinmediziner / HausÃ¤rztlichen Internisten in der Anl 1 zur RGV 2013
Heilmittel-RichtgrÃ¶Ã�en iHv 7,86Â Euro bzw von 20,13Â Euro (fÃ¼r die Gruppen
M/F und R) vereinbart worden, wÃ¤hrend die entsprechenden RichtgrÃ¶Ã�en nach
der Anl 1 zur RGV 2012 nur 7,58Â Euro bzw 19,41Â Euro betragen haben.

Bei der RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fung bleiben allerdings die Heilmittelverordnungen
auÃ�er Betracht, die gemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs 1a SGB V bei Versicherten mit
langfristigem Behandlungsbedarf genehmigt worden sind. Dies folgt aus Â§Â 106
AbsÂ 2 SÂ 18 SGB V, wonach diese Heilmittel nicht der WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung

                             7 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202011,%202983
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202011,%202983
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202011,%202983
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202011,%202983
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202011,%202983
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/84.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/84.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/84.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/84.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2063/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2063/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-2500%20Â§%20106%20Nr%2011
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106.html


 

unterliegen. Welche Diagnosen hierunter fallen, ist in Anl 2 der von der
KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung (KBV) und dem Spitzenverband Bund der
Krankenkassen (GKV-Spitzenverband) getroffenen Vereinbarung nach Â§ 84 Abs 8 S
3 SGB V geregelt. Entsprechende BetrÃ¤ge sind im angefochtenen Bescheid als
â��weitere AbzÃ¼geâ�� (iHv 22.720,65 Euro) zugunsten des KlÃ¤gers
berÃ¼cksichtigt.

2. Die im Bescheid vom 29. Mai 2018 getroffene Entscheidung, eine Beratung des
KlÃ¤gers durchzufÃ¼hren, verletzt die genannten Rechtsgrundlagen aber insoweit,
als der Beklagte die vom KlÃ¤ger geltend gemachten Praxisbesonderheiten nicht
ausreichend untersucht hat.

a) Â§ 106 Abs 5a S 7 SGB V sieht zunÃ¤chst vor, dass die Kosten fÃ¼r verordnete
Heilmittel, die durch gesetzlich bestimmte oder in den Vereinbarungen (ua) nach 
Â§Â 84 AbsÂ 8 SGBÂ V vorab anerkannte Praxisbesonderheiten bedingt sind, (schon
vor der Einleitung eines PrÃ¼fverfahrens) von den Verordnungskosten des Arztes
abgezogen werden. Nach Â§Â 84 AbsÂ 8 SÂ 3 SGBÂ V haben zunÃ¤chst die KBV und
der GKV-Spitzenverband Praxisbesonderheiten fÃ¼r die Verordnung von Heilmitteln
festzulegen, die bei den PrÃ¼fungen nach Â§Â 106 anzuerkennen sind. Auf dieser
Grundlage haben die SpitzenverbÃ¤nde unter dem 12.Â November 2012
Praxisbesonderheiten fÃ¼r Heilmittel vereinbart, die in der Anl 1 zu dieser
Vereinbarung aufgelistet sind. Derartige Praxisbesonderheiten hat der Beklagte
nach einem â��individuellen Filterâ�� ausweislich der Anl 3 seines Bescheides iHv
10.512,17 Euro sowie schon in der VorabprÃ¼fung iHv 212,38 Euro anerkannt.

AuÃ�erdem hat der Beklagte Â§ 84 Abs 8 S 5 SGB V beachtet, wonach die
Vertragspartner der regionalen PrÃ¼fvereinbarungen weitere anzuerkennende
Praxisbesonderheiten vereinbaren kÃ¶nnen. In ErgÃ¤nzung zu der hier
anwendbaren Vereinbarung zur PrÃ¼fung der Wirtschaftlichkeit in der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung gemÃ¤Ã� Â§Â 106 SGBÂ V ab dem Jahr 2010
(PrÃ¼fV 2010) haben die genannten Vertragspartner unter Punkt 3 der Anl 3 zur
RGV 2013 vereinbart, dass im Heilmittelbereich Krankengymnastik fÃ¼r die ersten
drei Monate nach chirurgischen/orthopÃ¤dischen Eingriffen als Praxisbesonderheit
anzuerkennen ist. Auch dies hat der Beklagte in seinem Bescheid vom 29.Â Mai
2018 beanstandungsfrei umgesetzt; auf die entsprechende Regelung der Anl 3.3
entfallen Praxisbesonderheiten iHv 917,46 Euro.

b) Daneben ermitteln die PrÃ¼fgremien nach Â§Â 106 Abs 5a S 8 Halbs 1 SGB V
weitere Praxisbesonderheiten auf Antrag des Arztes. Einen solchen Antrag hat der
KlÃ¤ger in seinem Schreiben vom 27.Â Oktober 2015 ausdrÃ¼cklich gestellt, und
zwar in Hinblick auf die Heilmittel-Indikationsgruppen WS1 und WS2, ZN1, ZN2, LY1,
LY2 und LY3, EX2 und EX3, EN1, EN2, DF sowie SP1, SP2 und SP3. Diesen Antrag hat
der Beklagte jedoch fehlerhaft beschieden. 

aa) Dabei ist in der Rechtsprechung anerkannt, dass â�� ebenso wie bei der
WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung nach (statistischen) Durchschnittswerten â�� auch bei
der RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fung ein Beurteilungsspielraum der PrÃ¼fgremien besteht,
soweit es um die Feststellung und Bewertung von Praxisbesonderheiten geht (BSG,
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Urteil vom 2.Â November 2005 â�� B 6 KA 63/04 R, SozR 4-2500 Â§Â 106 NrÂ 11;
Urteil vom 23.Â MÃ¤rz 2011 â�� B 6 KA 9/10 R, SozR 4-2500 Â§Â 84 NrÂ 2, jeweils
mwN). Die gerichtliche Kontrolle der Entscheidung Ã¼ber das Vorliegen von
Praxisbesonderheiten beschrÃ¤nkt sich insoweit darauf, ob das
Verwaltungsverfahren ordnungsgemÃ¤Ã� durchgefÃ¼hrt worden ist, ob der
Verwaltungsentscheidung ein richtiger und vollstÃ¤ndig ermittelter Sachverhalt
zugrunde liegt, ob die Verwaltung die durch die Auslegung des unbestimmten
Rechtsbegriffs ermittelten Grenzen eingehalten und ob sie ihre
SubsumtionserwÃ¤gungen so verdeutlicht und begrÃ¼ndet hat, dass im Rahmen
des MÃ¶glichen die zutreffende Anwendung der BeurteilungsmaÃ�stÃ¤be
erkennbar und nachvollziehbar ist (st BSG Rspr, vgl zB Urteil vom 21.Â April 1993
â�� 14a RKa 11/92, SozR 3-1300 Â§Â 35 NrÂ 5; Urteil vom 22.Â Oktober 2014 â�� B
6 KA 8/14 R, SozR 4-2500 Â§Â 106 NrÂ 49). 

Praxisbesonderheiten sind demnach auch bei einer RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fung
anzuerkennen, wenn ein spezifischer, vom Durchschnitt der Vergleichsgruppe
signifikant abweichender Behandlungsbedarf der jeweiligen Patientenklientel und
die hierdurch hervorgerufenen Mehrkosten nachgewiesen werden (vgl hierzu BSG,
Urteil vom 23.Â MÃ¤rz 2011 aaO; Urteil vom 5.Â Juni 2013 â�� B 6 KA 40/12 R, SozR
4-2500 Â§Â 106 NrÂ 41). Dabei obliegt die Darlegungs- und Feststellungslast fÃ¼r
besondere, einen hÃ¶heren Behandlungsaufwand rechtfertigende atypische
UmstÃ¤nde der Praxisbesonderheiten und kompensierenden Einsparungen
regelmÃ¤Ã�ig dem Arzt (vgl hierzu BSG, Urteil vom 16.Â Juli 2008 â�� B 6 KA 57/07
R, SozR 4-2500 Â§Â 106 NrÂ 19; BSG, Urteil vom 5.Â Juni 2013 aaO). Er ist
grundsÃ¤tzlich gehalten, im PrÃ¼fungsverfahren die UmstÃ¤nde geltend zu
machen, die sich aus der Atypik seiner Praxis ergeben, aus seiner Sicht auf der
Hand liegen und den PrÃ¼fgremien nicht ohne Weiteres anhand der
Verordnungsdaten und der Honorarabrechnung bekannt sind oder sein mÃ¼ssen 
(vgl hierzu BSG, Urteil vom 5.Â Juni 2013 aaO). Der diesbezÃ¼gliche Vortrag muss
substantiiert sein, dh so genau wie mÃ¶glich (vgl hierzu BSG, Urteil vom 5.Â Juni
2013 aaO) und plausibel (vgl hierzu BSG, Urteil vom 16.Â Juli 2008, aaO). 

In der Rechtsprechung ist allerdings ebenso anerkannt, dass PrÃ¼fgremien zu
Ermittlungen von Amts wegen â�� dh ohne die oben genannte substantiierte
Darlegung â�� hinsichtlich solcher UmstÃ¤nde verpflichtet sind, die typischerweise
innerhalb der Fachgruppe unterschiedlich und daher augenfÃ¤llig sind (BSG, Urteil
vom 21.Â MÃ¤rz 2012 â�� B 6 KA 18/11 R, SozR 4-2500 Â§Â 106 NrÂ 34; Urteil vom
21.Â MÃ¤rz 2012 â�� B 6 KA 17/11 R, SozR 4-2500 Â§Â 106 NrÂ 35; Urteil vom 5.
Juni 2013 â�� B 6 KA 40/12 R, SozR 4-2500 Â§Â 106 NrÂ 41).

bb) Der vorliegende Fall ist dadurch gekennzeichnet, dass der KlÃ¤ger geltend
macht, seine Fallzahlen im jeweiligen Heilmittel-Indikationsgebiet wichen von denen
der Fachgruppe deutlich ab. Dies hat er damit begrÃ¼ndet, dass Diagnosen, die die
Verordnung von Heilmitteln erforderlich machen, in seiner Praxis hÃ¤ufiger
vorlÃ¤gen als im Durchschnitt der Fachgruppe 80/19, was aus den Aufstellungen
der KÃ�V zu den hÃ¤ufigsten Diagnosen seiner Praxis bzw der Fachgruppe
abzulesen sei. Aus diesen (mit Schreiben vom 4.Â Juli 2017 vorgelegten)
Aufstellungen ergeben sich jedenfalls Hinweise darauf, dass zB Gonarthrosen,
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Coxarthrosen und â��sonstige nÃ¤her bezeichnete Bandscheibenverlagerungenâ��
in der Praxis des KlÃ¤gers eine grÃ¶Ã�ere Bedeutung haben als in der
durchschnittlichen hausÃ¤rztlichen Praxis.

Zu vergleichbaren Vorbringen in RichtgrÃ¶Ã�enverfahren hat der Senat bisher
entschieden, dass eine HÃ¤ufung verordnungstrÃ¤chtiger Diagnosen nur dann zur
Anerkennung einer Praxisbesonderheit fÃ¼hren kann, wenn eine so hohe
Konzentration von Krankheitsbildern vorliegt, dass im Vergleich zu anderen
Allgemeinmedizinern von atypischen VerhÃ¤ltnissen ausgegangen werden muss.
Dies ist vom Vertragsarzt substantiiert geltend zu machen, indem er zB seine
Patientenschaft und deren Erkrankungen systematisiert, um spezifische
Behandlungsmethoden und Qualifikationen erkennbar werden zu lassen 
(Senatsurteil vom 31. Mai 2017 â�� L 3 KA 26/14), oder indem dargelegt wird, aus
welchen GrÃ¼nden derartige Patienten sich gerade in die Behandlung des
geprÃ¼ften Arztes begeben (Senatsurteil vom 22. Mai 2019 â�� L 3 KA 27/16).
DemgegenÃ¼ber ist fÃ¼r das vorliegende PrÃ¼fjahr von erleichterten
Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung der geltend gemachten
Praxisbesonderheiten auszugehen.

Das folgt aus der seit 2008 geltenden, durch das GKV-
WettbewerbsstÃ¤rkungsgesetz (GKV-WSG) vom 26.Â MÃ¤rz 2007 (BGBl I 378)
eingefÃ¼hrten Vorschrift des Â§Â 106 AbsÂ 5a SÂ 8 SGB V. Nach dieser Regelung,
auf die der Senat bereits in seinem Urteil vom 6. November 2019 (LÂ 3Â KA 90/17
) hingewiesen hat, â��ermitteltâ�� die PrÃ¼fungsstelle auf Antrag des Arztes
â��weitere Praxisbesonderheiten, auch durch Vergleich mit den Diagnosen und
Verordnungen in einzelnen Anwendungsbereichen der entsprechenden
Fachgruppeâ��. Aus dem Wortlaut dieser Regelung, die die Ermittlungspflicht der
PrÃ¼fgremien hervorhebt und ausdrÃ¼cklich den Vergleich von Diagnosen und
Verordnungen â�� ggf durch Stichproben nach Â§ 106 Abs 5a S 9 SGB V und auf der
Basis der nach Â§Â§ 296, 297 SGB V zu Ã¼bermittelnder Daten, Â§ 106 Abs 5a S 10
SGB V â�� als Ermittlungsmethode anfÃ¼hrt, ergibt sich, dass PrÃ¼fungsstellen
und BeschwerdeausschÃ¼sse in grÃ¶Ã�erem Umfang als bisher von Amts wegen
verpflichtet sein sollen, das Vorliegen von Praxisbesonderheiten zu untersuchen.
Das legt auch der Zweck der neuen Regelung nahe, mit der der Gesetzgeber ua die
Rechtssicherheit erhÃ¶hen und Einzelfallgerechtigkeit sicherstellen wollte (vgl den
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zum GKV-WSG, BT-Drs 16/3100
SÂ 138). Dies Ã¤ndert im Grundsatz zwar nichts daran, dass die PrÃ¼fgremien bei
der PrÃ¼fung von Praxisbesonderheiten auch in Zukunft auf substantiierten Vortrag
des Vertragsarztes angewiesen sind, soweit es auf strukturelle Besonderheiten
seiner Praxis ankommt, die nur ihm bekannt sein kÃ¶nnen. Der Vergleich von
Diagnosen- und VerordnungshÃ¤ufigkeiten ist auf der Grundlage des zur
VerfÃ¼gung zu stellenden Datenmaterials aber ohne derartige ergÃ¤nzende
Darlegungen des Arztes mÃ¶glich. In Ã�bereinstimmung hiermit ist auch der
Rechtsprechung des BSG zu entnehmen, dass der Diagnosenvergleich nach Â§Â 106
AbsÂ 5a SÂ 8 HalbsÂ 2 SGBÂ V den Ermittlungen von Amts wegen zuzuordnen ist 
(vgl Urteil vom 5.Â Juni 2013 aaO, RnÂ 16).

Soweit der Beklagte dem entgegenhÃ¤lt, ein â��Antrag des Arztesâ�� iSv Â§ 106
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Abs 5a S 8 SGB V liege nur vor, wenn der Arzt damit substantiiert zu einem
Praxisschwerpunkt vortrage, kann der Senat dem nicht folgen. Bereits der Wortlaut
der Vorschrift enthÃ¤lt keinen Hinweis fÃ¼r eine derartige Auslegung. Ein Antrag ist
vielmehr bereits jede an die BehÃ¶rde gerichtete WillenserklÃ¤rung, aus der sich
ein bestimmtes, das TÃ¤tigkeitwerden der BehÃ¶rde erforderndes Verlangen ergibt 
(vgl BSG, Urteil vom 30. Oktober 2014 â�� B 5 R 8/14 R, SozR 4-1500 Â§ 163 Nr 7). 

DarÃ¼ber hinaus steht der Auffassung des Beklagten auch der mit der EinfÃ¼hrung
des Â§ 106 AbsÂ 5a S 8 SGB V vom Gesetzgeber verfolgte Zweck entgegen, die
Geltendmachung von Praxisbesonderheiten zu erleichtern. Der damit
beabsichtigten Sicherstellung von Einzelfallgerechtigkeit entspricht es dabei, dass
nunmehr auch ein Vertragsarzt entlastet wird, der â�� ohne einen erklÃ¤rbaren
Praxisschwerpunkt â�� nur aufgrund einer zufÃ¤lligen HÃ¤ufung bestimmter
Diagnosen aus medizinischen GrÃ¼nden gezwungen ist, in grÃ¶Ã�erem Umfang als
seine Fachgruppenkollegen Verordnungen auszustellen, und der damit
unverschuldet einem erhÃ¶hten Risiko ausgesetzt ist, die fÃ¼r ihn geltenden
RichtgrÃ¶Ã�en zu Ã¼berschreiten. Eine hÃ¶here Rechtssicherheit wird damit
gewonnen, dass die BerÃ¼cksichtigung einer fÃ¼r den Arzt ungÃ¼nstigen
DiagnosenhÃ¤ufigkeit nicht mehr davon abhÃ¤ngig ist, dass ihm die â�� im
Einzelfall hÃ¤ufig schwierige â�� substantiierte Darlegung struktureller
Besonderheiten seiner Praxis gelingt. Diese Zwecke der gesetzlichen Neuregelung
wÃ¤ren aber vereitelt, wenn man weiterhin in jedem Fall an der Erforderlichkeit
substantiierten Vorbringens zur Atypik der eigenen Praxis und damit an der vor
EinfÃ¼hrung des Â§ 106 Abs 5a S 8 SGB V geltenden Rechtslage festhalten wollte. 

Daraus folgt fÃ¼r den vorliegenden Fall, dass der Beklagte dem Vorbringen des
KlÃ¤gers, seine Patientenklientel weise in hÃ¶herer Zahl als seine Fachgruppe
Diagnosen auf, die die Verordnung von Heilmitteln in den von ihm benannten
Indikationsgruppen indizieren, von Amts wegen durch vergleichende Ermittlungen
iSv Â§ 106 Abs 5a S 8 SGB V hÃ¤tte nachgehen mÃ¼ssen. Es kommt somit nicht
mehr darauf an, ob dessen Darlegungen zur Altersstruktur seiner Patientenklientel,
zum lÃ¤ndlichen Charakter seiner Praxis oder zur Sonnabendsprechstunde plausibel
sind. 

Diesen Anforderungen ist der Beklagte â�� auf der Grundlage der von ihm
praktizierten Mehrbedarfsberechnung â��Â  aber nur in Hinblick auf Patienten mit
WirbelsÃ¤ulen- und ZNS-Erkrankungen gerecht geworden, deren Anzahl er als
erhÃ¶ht angesehen hat mit der Folge, dass er den Bedarf an physiotherapeutischen
Heilmitteln ebenfalls als erhÃ¶ht festgestellt hat. Nicht nachvollziehbar ist
allerdings, warum sich dies nur auf die Indikationsgruppen WS2 und ZN2 ausgewirkt
haben soll. Warum sich die erhÃ¶hte Zahl entsprechender Diagnosen nicht auch auf
WirbelsÃ¤ulenerkrankungen mit prognostisch kurzzeitigem Behandlungsbedarf
(WS1) und auf ZNS-Erkrankungen bis zur Vollendung des 18.Â Lebensjahrs (ZN1)
oder auf die Ergotherapie-Indikationsgruppen EN1 und EN2 erstreckt, ist den
Darlegungen im Bescheid vom 29.Â Mai 2018 nicht zu entnehmen. Zu Unrecht ist
schlieÃ�lich die geltend gemachte besondere HÃ¤ufigkeit von Diagnosen, die im
Rahmen der Ã¼brigen geltend gemachten Indikationsgruppen von Bedeutung sind,
nicht untersucht worden.
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3. Nach alledem muss der Beklagte den KlÃ¤ger in Hinblick auf das vorliegend
streitbefangene PrÃ¼fjahr neu bescheiden. Dabei muss er prÃ¼fen, wie hÃ¤ufig die
Diagnosen, die fÃ¼r die hier jeweils geltend gemachten Indikationsgruppen
maÃ�geblich sind, einerseits beim KlÃ¤ger und andererseits im Durchschnitt der
Fachgruppe auftreten. Ergibt sich fÃ¼r die Praxis des KlÃ¤gers eine erhÃ¶hte Zahl
einschlÃ¤giger Erkrankungen, kann eine in dem selben Umfang erhÃ¶hte Zahl von
Heilmittelverordnungen noch wirtschaftlich sein. Auf der Grundlage des hiernach
noch festzustellenden unwirtschaftlichen Verordnungsvolumens muss der Beklagte
sodann entscheiden, ob die Voraussetzungen fÃ¼r eine Beratung noch vorliegen. 

III. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm Â§Â§ 154
Abs 1, Abs 3 iVm 162 Abs 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs 2 SGG), sind nicht ersichtlich.

Die Festsetzung des Streitwerts folgt aus der Anwendung von Â§ 197a Abs 1 S 1
Teils 1 SGG iVm Â§Â§ 47 Abs 1 S 1, 52 Abs 2 Gerichtskostengesetz (GKG).

Erstellt am: 08.01.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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